
3 B

+

Montag, 8. Mai 2006 DIE WELT Seite 3BD e u t s c h l a n d

VON ANJA STRUVE.............................................................................

Frankfurt/Main – Es könnte so ein-
fach sein: „Alles, was Deutschland
jetzt noch fehlt, ist der Gewinn der
Weltmeisterschaft“, jubelte die bri-
tische „Times“ vor kurzem. Und
beschrieb auf einer Doppelseite de-
tailliert den wundersamen Aufstieg
Deutschlands vom kranken Mann
Europas zur neuen Wirtschafts-
wunderhoffnung. In der Tat lesen
sich die Konjunkturdaten so gut
wie seit Jahren nicht: Die Stim-
mung der deutschen Unternehmen
ist so zuversichtlich wie seit dem
Wiedervereinigungsboom nicht
mehr. Die Zurückhaltung der Kon-
sumenten läßt langsam nach. Sogar
das lange schwächelnde Wirt-
schaftswachstum könnte 2006 erst-
mals seit Jahren wieder die Zwei-
Prozent-Marke erreichen.

Ende gut, alles gut also? Blickt
man über das laufende Jahr hinaus,
sieht der Ausblick bei weitem nicht
so rosig aus. Nach exklusiven Be-
rechnungen von Deutsche Bank Re-
search für die WELT wird Deutsch-
land im weltweiten Vergleich wei-
ter zurückfallen.

Bereits jetzt liegt die Bundesre-
publik beim Pro-Kopf-Einkom-
men, das als wichtiger Gradmesser
für den Wohlstand einer Volkswirt-
schaft gilt, innerhalb der 15 alten
EU-Länder nur noch auf dem elf-
ten Rang. Setzt sich diese Entwick-
lung fort, wird Deutschland schon
2008 im EU-15-Wohlstandsranking
auf den zwölften Platz sinken. 2020
wären nur noch Griechenland und
Portugal bei der Wertschöpfung pro
Kopf schwächer.

Wie groß der relative Abstieg be-
reits ist, belegt die Statistik: Ab
1952, zu Beginn der Wirtschafts-
wunderjahre, zählten die Deut-
schen ähnlich wie Dänemark oder
Schweden zu den reichsten Natio-
nen des Kontinents. Auch Ende der
achtziger Jahre gehörte West-
Deutschland immer noch zu den
Top drei der alten EU. Das Brutto-
inlandsprodukt pro Kopf lag da-
mals etwa zwölf Prozent über dem
EU-Schnitt. Doch während andere
Staaten ihren Wohlstand sichern
oder sogar noch ausbauen konnten,

gelang dies in Deutschland relativ
schlecht.

Schuld daran sind längst nicht
nur Sondereffekte wie die Folgen
der Wiedervereinigung. „Das war
zwar eine große Bürde, die andere
Staaten so nicht zu tragen hatten“,
sagt Stefan Bergheim, Ökonom bei
Deutsche Bank Research und einer
der Autoren der langfristigen
Wachstumsstudie. „Vor allem aber
hat es Deutschland über lange Jah-
re versäumt, sich Gedanken über
die eigene Zukunft zu machen und
eine konsequente Wachstumsstra-
tegie zu verfolgen. Andere Staaten
sind da viel weiter.“

Als Musterland innerhalb
Europas gilt dabei unter anderen
Schweden. Das Land hat es wie nur
wenige andere geschafft, sein Ar-
beitskräftepotential quer durch alle
Schichten der Bevölkerung zu nut-
zen. So haben in Schweden 70 Pro-
zent der über 55jährigen einen Ar-
beitsplatz. In Deutschland sind es

gerade einmal halb so viele. Ähn-
lich sieht es bei der Familienpolitik
aus: Während in Deutschland gera-
de mühsam über das Elterngeld ge-
stritten wird, haben berufstätige
schwedische Frauen nach der Ba-
bypause in der Regel kein Problem,
ausreichend Betreuungsmöglich-
keiten für ihre Kinder zu finden.

Noch besser steht wie schon im
Vorjahr Spanien da. Das Land
könnte im Wohlstandsvergleich be-
reits 2008 an Deutschland vorbei-
ziehen.

Vor allem bei der Bildung macht
das Land seit einigen Jahren Punk-
te gut: Dank konsequenter Investi-
tionen in die Schulen und Unis des
Landes stieg die Quote der Hoch-
schulabsolventen rasant an. Wäh-
rend in der Altersgruppe der 45- bis
54jährigen nur 17 Prozent einen
Hochschulabschluß haben, sind es
unter den 25- bis 34jährigen bereits
37 Prozent. In Deutschland sta-
gniert dieser Anteil seit Jahrzehn-
ten bei etwa 20 Prozent. Die große
Zahl an gutausgebildeten Nach-
wuchskräften wiederum gilt als
wichtige Voraussetzung für die von
DB Research errechneten langfri-
stigen Wachstumsaussichten: „Der
wichtigste Antriebsmotor für das
Pro-Kopf-Einkommen sind nicht
etwa Investitionen oder die demo-
graphische Entwicklung, sondern
das Humankapital eines Landes“,
sagt Bergheim. Entsprechend hoch
fällt der Wachstumssprung aus, den
die Ökonomen für Spanien progno-
stizieren: Bis 2020 könnte die Wert-
schöpfung pro Kopf um 50 Prozent
zunehmen. Das Land würde dann
schon 119 Prozent des deutschen
BIP pro Kopf erreichen.

Einen rasanten Zuwachs sagen
die Ökonomen auch für Österreich
voraus. Das Land profitiert ähnlich
wie Irland von seiner im Vergleich
zu größeren Nachbarn deutlich at-
traktiveren Steuerpolitik. Niedrige
Unternehmensteuern allein sind
allerdings längst nicht der einzige
Grund für die guten Wachstums-
aussichten. Auch die Brückenfunk-
tion zwischen alter und neuer EU
dürfte sich für Österreich in den
kommenden Jahren in Form stei-
gender Wachstumsraten bezahlt
machen. Schätzungen zufolge wird
der Anteil des Außenhandels am
BIP in Österreich deutlich stärker
steigen als in anderen EU-Ländern.

Doch nicht nur die Europäer ho-
len auf: Nach Berechnungen der
Deutschen Bank entwickeln sich
auch ehemalige Schwellenländer
wie Südkorea rasant. So könnte das
Land, das von der Mittlerstellung
zwischen dem reichen Japan und
dem mächtigen China profitiert,
schon 2010 fast 80 Prozent der
deutschen Wirtschaftsleistung er-
bringen. 1980 waren es gerade ein-
mal 23 Prozent des deutschen Ni-
veaus. „Südkorea ist bisher von
vielen unterschätzt worden“, sagt
Bergheim. Das Land sei das beste
Beispiel dafür, daß sich Länder, die
dauerhaft Erfolg haben wollten,
öffnen müßten.

Zumindest in diesem Punkt steht
Deutschland anderen erfolgreiche-
ren Ländern in nichts nach. Viel-
mehr belegt die größte Volkswirt-
schaft der Eurozone im weltweiten
Vergleich bei der Handelsoffenheit
regelmäßig einen Spitzenplatz. Da-
mit dem Weltmeistertitel im Export
auf Dauer weitere Spitzenplätze
folgen können, hat das Land aber
noch eine weite Reformstrecke vor
sich: vom Ausbau des Bildungssy-
stems über eine effizientere Famili-
enpolitik bis hin zum Umbau des
nach wie vor zu wenig flexiblen
Arbeitsmarktes. Mit einem Wachs-
tumsfeuerwerk ist daher trotz der
euphorischen Unternehmensstim-
mung vorerst nicht zu rechnen, sagt
Bergheim: „Deutschland wird ge-
nauso lange brauchen, sich aus sei-
ner mißlichen Lage wieder zu be-
freien, wie es gedauert hat, da hin-
einzugeraten.“

Das von der „Times“ ausgelobte
Comeback als Wirtschaftswunder-
land dürfte nach dieser skeptischen
Prognose noch eine ganze Weile auf
sich warten lassen.

Abstiegsgefährdet
Deutschland rutscht in der globalen

Wohlstandsliga weiter ab. Spanien

und Südkorea holen auf. Das zeigen

Berechnungen von Deutsche Bank

Research. Der Bundesrepublik fehlt

eine Wachstumsstrategie

DIE WELT: Sie haben 2005 vorge-
rechnet, daß Deutschland im welt-
weiten Wohlstandsvergleich zu-
rückfällt. Jetzt gewinnt der Auf-
schwung an Fahrt. Hat sich damit
auch Ihre Prognose geändert?
Stefan Bergheim: Leider nein. Die
langfristigen Wachstumsaussich-
ten haben sich nicht verbessert.

WELT: Warum das?
Bergheim: Es gibt nach wie vor kei-
ne konsequente Strategie, um die
Wachstumskräfte zu stärken. Wenn
diese Entwicklung weitergeht,
wird Deutschland im internationa-
len Vergleich weiter zurückfallen.

WELT: Dann irren 7000 Unterneh-
men, die ihre Lage positiv sehen?
Bergheim: Nein, die Produktivität
der deutschen Unternehmen hat
sich in der Tat deutlich verbessert.
Es sollte sich nur niemand dem
Trugschluß hingeben, daß ein ho-
her Ifo-Index gleichbedeutend mit
einer rosigen gesamtwirtschaftli-
chen Lage ist. Die Stimmung der
Unternehmen ist so gut, weil ihre
Gewinne in den letzten drei Jahren
stark gestiegen sind und die Kon-
junktur anzieht. Das heißt aber
nicht, daß es dem Land gutgeht.

WELT: Warum nicht?
Bergheim: Weil die Arbeitslosigkeit
extrem hoch ist und die Verbrau-
cher von der besseren Stimmung
der Unternehmen nicht profitie-
ren. Der Lohndruck ist trotz ge-
stiegener Gewinne weiterhin sehr
hoch. Deshalb kann der private
Verbrauch nicht anspringen. Was
für einzelne Unternehmen sinnvoll
ist, etwa in Form von Jobverlage-
rungen oder Lohnkürzungen, kann
für das Land als Ganzes zu einem
Problem werden, wenn die Nach-
frage im Inland fehlt.

WELT: Sind Sie nicht zu pessimi-
stisch? Unternehmen und Verbrau-
cher sind doch so zuversichtlich.
Bergheim: Richtig, aber die Regie-
rung verpaßt gerade eine histori-
sche Chance durch Nichtstun. Die
frühere rot-grüne Bundesregie-
rung hat die Bürger zumindest
darauf vorbereitet, daß sich das
Land verändern muß. Aber statt
die Probleme anzupacken, ziehen
sich die beiden großen Parteien zu-
rück, um ihre Programme neu zu
schreiben. Das ist erschreckend.
Deutschland fehlt die Zukunfts-
orientierung. Andere Länder wie
etwa Frankreich oder Spanien sind
deutlich besser gerüstet.

WELT: Spanien stand schon 2005
gut da. Worauf beruht der Erfolg?
Bergheim: Von Spanien können wir
vor allem lernen, wie man ein zen-
trales Bildungssystem so organi-
siert, daß immer mehr junge Men-
schen einen Hochschulabschluß
machen können. Spanien hat es ge-
schafft, durch Investitionen in das
Bildungssystem die Absolventen-
quote zu steigern. Das zahlt sich in
Form von mehr Wohlstand aus.

WELT: In die Prognose wurde auch
Asien einbezogen. Sehr dynamisch
entwickelt sich Südkorea …
Bergheim: Südkorea ist bisher von
vielen unterschätzt worden. Dabei
hat das Land es geschafft, durch
konsequente Investitionen und
Förderung die Akademikerquoten
nach oben zu treiben. Das Land ist
das beste Beispiel dafür, daß man
sich öffnen und eben nicht im ei-
genen Saft köcheln sollte.

WELT: Schweden schneidet eben-
falls sehr gut ab. Warum?
Bergheim: Vorbildlich ist in Schwe-
den die große Offenheit der Gesell-
schaft. Das ist einer der Gründe
dafür, daß das Land sein Arbeits-
kräftepotential deutlich besser
ausnutzen kann als etwa Deutsch-
land. Während in Schweden 70
Prozent der 55- bis 64jährigen be-
schäftigt sind, sind es hierzulande
gerade einmal 40 Prozent. Auch
der Frauenanteil bei den Beschäf-
tigten ist deutlich größer.

WELT: Wie lassen sich die Fehler
hierzulande rückgängig machen?
Bergheim: Der Staat hat seinen Bei-
trag bereits geleistet, indem er die
entsprechenden Mittel nicht mehr
zur Verfügung stellt. Gefragt sind
nun die Unternehmen, indem sie
ihre Einstellungspolitik ändern.
Und die Arbeitnehmer, die erken-
nen müssen, daß man auch mit 65
noch erwerbstätig sein kann. Ein
Wachstumsfeuerwerk wird es
trotzdem nicht geben. Deutschland
wird genauso lange brauchen, sich
aus seiner mißlichen Lage wieder
zu befreien, wie es gedauert hat, da
hineinzugeraten.

Stefan Bergheim ist Ökonom bei
Deutsche Bank Research. Mit ihm
sprachen Jörg Eigendorf und Anja
Struve

„Deutschland
fehlt die

Orientierung für
die Zukunft“
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experte der Deutschen Bank

„Deutschland wird
lange brauchen, um
sich aus seiner Lage
zu befreien“
Stefan Bergheim
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Von den europäischen Nachbarn
beneidet, hat Spanien in den letz-
ten drei Jahren stets ein Wirt-
schaftswachstum von drei Pro-
zent und mehr erzielt. Auch für
dieses Jahr rechnet die Regie-
rung von Premier José Luis
Rodríguez Zapatero mit einem
Wachstum des Bruttoinlandspro-
dukts von 3,3 Prozent. Der Bevöl-
kerungszuwachs der letzten Jah-
re durch die anhaltende Einwan-
derung, die starke Binnennach-
frage und der boomende
Bausektor sind für diese Entwick-
lung mitverantwortlich. Doch
auch beim Thema Flexibilisierung
des Arbeitsrechts haben die spa-
nischen Regierungen beider Cou-
leur in den letzten Jahren wichtige
Reformen in die Wege geleitet,
darunter eine Lockerung des Kün-
digungsschutzes. Nur zehn Pro-
zent aller neu abgeschlossenen
Arbeitsverträge sind Festanstel-
lungen. Drei Jahre lang können
Arbeiter auf Zeit angestellt wer-
den, bevor ihr Arbeitsverhältnis in
eine Festanstellung umgewandelt
wird. Entsprechend entstanden in
Spanien im letzten Jahr 900 000
neue Stellen, die Erwerbslosen-
quote sank von 10,3 Prozent auf
8,7 Prozent. Verstärkt auf den
Arbeitsmarkt drängten Frauen
und Einwanderer. Allein die Ju-
gendlichen konnten bisher nur be-
dingt vom Stellenzuwachs profi-
tieren, denn die Arbeitslosigkeit
in der Altersgruppe der 20- bis
24jährigen ist weiterhin über-
durchschnittlich hoch. ute

Spanien – Reform
der Arbeit

Elterngeld und Kindergärten ha-
ben die drastischen sozialen Ein-
schnitte in der ersten Hälfte der
neunziger Jahre einigermaßen un-
beschadet überstanden. In die-
sem Bereich nimmt Schweden in
Europa weiterhin eine Führungs-
position ein. Bereits 1974 wurde
aus dem Mutterschafts- ein El-
terngeld, auch Väter konnten es
nun beanspruchen. 1995 kam
der erste Pflichtmonat für die Vä-
ter hinzu, 2002 der zweite. Ins-
gesamt stehen seitdem 480 Tage
für die Betreuung des Nachwuch-
ses zur Verfügung. 390 Tage lang
werden für den Elternteil, der bei
dem Kind bleibt, 80 Prozent des
Einkommens gezahlt. Allerdings
werden immer noch weniger als
20 Prozent der Elterntage von
den Vätern beansprucht. Denn
ähnlich wie in Deutschland liegt
auch in Schweden das Einkom-
men der Väter meist höher als
das der Mütter, die staatliche För-
derung von 80 Prozent wird aber
nur bis zu einem Monatseinkom-
men von umgerechnet 2640 Euro
gezahlt. 2007 soll die Grenze auf
3430 erhöht werden. Für die ver-
bleibenden 90 Tage wird ein nied-
rigerer Satz gezahlt. Umfragen zu-
folge sind rund 80 Prozent der
Eltern mit der bisherigen Auftei-
lung zufrieden. Ebenfalls vorbild-
lich ist die Gesetzesregelung, wo-
nach es für jedes Kind nach dem
ersten Lebensjahr einen Kinder-
garten- oder Vorschulplatz geben
soll. Allerdings erfüllen nicht alle
Gemeinden diese Auflage. gtm

Schweden –
Familie zuerst

Die Samsungs und Hyundais Süd-
koreas haben es fast vergessen
gemacht: Es war einmal der Nor-
den, der stärker industrialisiert
war. Gezeichnet von Krieg und
Teilung, war der Süden noch in
den sechziger Jahren ein armer
Agrarstaat, auf der Wohlstands-
skala mit Afghanistan vergleich-
bar. Unter der harten Hand des
Militärdiktators Park Chung-hee
wurde das koreanische Wirt-
schaftswunder initiiert. Heute ist
das demokratische Südkorea die
elftgrößte Industrienation, füh-
rend im Schiffbau und der Halb-
leitertechnik, bei Automobilen
oder Genforschung in der Spitzen-
gruppe. Als „primäre Quelle des
schnellen Wachstums“ beschrei-
ben nicht nur Regierungsbroschü-
ren die „gute Ausbildung der Be-
völkerung“. Korea hat heute eine
der geringsten Analphabetenquo-
ten der Welt. Die Zahl der Kinder-
gärten ist von 1980 bis heute
verzehnfacht worden, obwohl die
Geburtenrate drastisch sinkt.
Neun Jahre Schule sind Pflicht,
immer mehr gehen an die Uni.
Schon 1983 überschritt die Zahl
der Studenten die Millionen-
schwelle, bei damals 40 Millio-
nen Einwohnern. Heute bekom-
men 3,3 Millionen Südkoreaner
eine höhere Ausbildung. Allein die
Hauptstadt Seoul beherbergt
mehr als 50 Hochschulen. Alle
Unis verlangen Geld, und die El-
tern sind bereit, oftmals bis zu 30
Prozent ihres Gehalts in ihr oft
einziges Kind zu investieren. bew

Südkorea – Mehr
Investitionen

Unternehmen, die sich in Öster-
reich ansiedeln wollen, können
auf der Homepage der Ansiede-
lungsagentur des Bundes, der
„Austrian Business Agency“, auf
einen Blick sehen, warum das
möglicherweise eine gute Idee
ist. Neben „Stabilität“, „Sicher-
heit“ und „zentraler Lage“ wirbt
das Land mit einem anderen
wichtigen Schlüsselfaktor: den
Steuern. Denn die sind für Unter-
nehmen mittlerweile niedriger als
in vielen anderen EU-Staaten. Die
Körperschaftsteuer, also die ma-
ximale Gewinnbesteuerung für
Unternehmen, liegt seit Januar
2005 bei 25 Prozent – gleich viel
wie in Slowenien. Nur Polen, die
Slowakei, Ungarn und Irland sind
günstiger. Aber auch andere Fak-
toren sind für Österreichs gute
Wachstumswerte ausschlagge-
bend: etwa die vergleichsweise
günstigen Lohnstückkosten. Die-
se sind dank der gestiegenen Pro-
duktivität und den jahrelangen
moderaten Lohnrunden seit 1994
um 18,2 Prozent gesunken –
Österreichs Arbeitnehmervertre-
ter agieren seit je solidarisch,
wenn die Auftragslage schlecht
ist. Die funktionierende Sozial-
partnerschaft hat sich auch bei
anderen Standortfaktoren, etwa
bei gelockertem Kündigungs-
schutz, bezahlt gemacht. Aber:
Österreich hat wie kaum ein an-
deres Land vom Beitritt seiner
unmittelbaren Nachbarländer pro-
fitiert, die Auslandsinvestitionen
stiegen sprunghaft an. stui

Österreich –
Geringe Steuern

Als Gradmesser für den Wohlstand
eines Landes wird häufig das Pro-
Kopf-Einkommen herangezogen. Da-
zu wird das Bruttoinlandsprodukt
eines Landes durch die Gesamtbe-
völkerung geteilt. Schwierig ist aller-
dings ein internationaler Wohl-
standsvergleich. Denn um die Da-
ten von Ländern mit hohem und
niedrigem Preisniveau vergleichbar
zu machen, muß erst ihr Pro-Kopf-
Einkommen in eine fiktive einheitli-
che Währung, die sogenannte Kauf-
kraftparität, umgerechnet werden.
Das gilt selbst für die Mitglieder des
Euro-Raums, die zwar eine gemein-
same Währung, aber unterschiedli-

che Preisniveaus haben. So können
Preise für die gleichen Waren und
Dienstleistungen in verschiedenen
Ländern stark divergieren. Zur Be-
rechnung wird ein mit den jeweiligen
nationalen Verbrauchsmengen ge-
wichteter nationaler Durchschnitts-
preis für einen Warenkorb ermittelt
und mit dem Preis dieses Waren-
korbs in einem anderen Land ver-
glichen. Ziel ist es dabei zum Bei-
spiel, eine in Portugal gekaufte
Bohrmaschine genauso zu gewich-
ten wie eine in Deutschland gekauf-
te – auch wenn dafür in Wirklichkeit
unterschiedlich viele Euro bezahlt
wurden. Wie schwierig solche Ni-

veauvergleiche tatsächlich sind,
sieht man auch daran, daß die Kauf-
kraftparitätswerte etwa von Euro-
stat und Weltbank leicht unter-
schiedliche Werte ergeben.
Um herauszufinden, wie sich der
Wohlstand Deutschlands im Ver-
gleich zu anderen europäischen
Ländern entwickeln wird, hat die DB
Research die vom Groningen
Growth and Development Centre er-
rechneten Niveaus des Kaufkraft-
paritäteneinkommens herangezo-
gen. Auf dieser Grundlage hat DB
Research mit einem eigenen Modell
Prognosen für das Wirtschafts-
wachstum von 2006 bis 2020 er-

stellt. Das Modell berücksichtigt
Einflußfaktoren wie die Investitions-
quote oder das Humankapital eines
Landes sowie bestimmte Trends wie
die Öffnung von Arbeit und Gesell-
schaft oder die zunehmende Vernet-
zung von Wirtschaft und Politik. 
Auf Grundlage dieser Daten wurde
schließlich die relative Wohlstands-
position der untersuchten Staaten
im Vergleich zu Deutschland errech-
net. Wie bei allen Prognosen gilt
dabei: Verändert man die zugrunde
liegenden Annahmen auch nur ge-
ringfügig, kommt man selbstver-
ständlich auch zu anderen Ergeb-
nissen. as

Gradmesser für den Wohlstand


